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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 6. August 2020 
 

 
Das Ausstellen einer unterfakturierten Zweitrechnung führt nicht 
dazu, die Steuerfreiheit für die Ausfuhrlieferung aufgrund einer vom 
Abnehmer zu Lasten des Steueraufkommens eines Drittstaats 
begangenen Steuerhinterziehung zu versagen. 
Siehe auch das teilweise inhaltsgleiche Urteil V R 24/19. 
 
 
 
 

 

 

 

Bestandskräftig zu Unrecht als sofort abziehbarer 
Erhaltungsaufwand geltend gemachte Anschaffungskosten führen 
zu einer Minderung des AfA-Volumens und stehen insoweit einer 
Weiterführung der AfA entgegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein auf der Grundlage des Strafbefreiungserklärungsgesetzes vom 
23.12.2003 an das Finanzamt gezahlter und später teilweise 
wieder erstatteter Betrag unterliegt nicht der Verzinsung nach § 
233a AO. 
 
 

 

 

  

Urteil V R 20/19: 
Steuerhinterziehung bei 
Ausfuhrlieferung 
 
 
 
 
 
 
 
12. März 2020 

 
ZUM URTEIL 

Urteil IX R 14/19: Keine 
doppelte 
Berücksichtigung von 
lediglich einmal 
getragenem Aufwand 
des Steuerpflichtigen 
 
 
 
28. April 2020 

 
ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

Urteil IX R 23/19: Keine 
Verzinsung eines 
Erstattungsbetrags 
nach dem StraBEG 
 
 
 

 
 
04. Februar 2020 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050173/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010150/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010152/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010153/
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ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

Weitere Veröffentlichungen  

vom Tage:  
 

Urteil II R 9/17: 
Schenkungsteuer bei disquotaler Einlage in das Gesellschaftsvermögen einer 
KG  
05. Februar 2020 
 
 
 
 
Urteil VI R 41/17:  
Unrichtige Rechtsbehelfsbelehrung bei fehlendem Hinweis auf Möglichkeit der 
Einspruchseinlegung per E-Mail - Berechnung der 110 €-Freigrenze bei 
Betriebsveranstaltungen  
28. April 2020 
 
 
 
 
Urteil II R 4/18:  
Aufhebung der Grunderwerbsteuer - Anspruch auf Rückgängigmachung eines 
grunderwerbsteuerbaren Rechtsgeschäfts bei Wohnflächendifferenzen  
19. Februar 2020 
 

 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Keine Masseverbindlichkeit bei vorläufiger Eigenverwaltung 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat, im Anschluss an die Rechtsprechung des BGH, 
entschieden, dass der Umsatzsteueranspruch für einen Besteuerungszeitraum, in 
dem der Unternehmer einem Eröffnungsverfahren mit vorläufiger 
Eigenverwaltung unterliegt, weder nach § 55 Abs. 2 InsO noch nach § 55 Abs. 4 
InsO eine Masseverbindlichkeit ist; auch eine analoge Anwendung dieser 
Vorschriften kommt nicht in Betracht. 
 
Sachverhalt 

Der Kläger ist Insolvenzverwalter im Insolvenzverfahren einer GmbH. Die GmbH 
hatte als Insolvenzschuldner die Eröffnung des Insolvenzverfahrens in 
Eigenverwaltung gemäß § 270a Insolvenzordnung (InsO) beantragt. Das 
zuständige Amtsgericht bestellte den Kläger mit Beschluss vom selben Tag zum 
vorläufigen Sachwalter. Nachdem über das Vermögen der GmbH das 
Insolvenzverfahren in Eigenverwaltung eröffnet worden war, wurde wiederum der 
Kläger zum Sachwalter bestellt. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010148/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010149/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010151/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010148/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010148/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010149/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010151/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010148/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010149/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010149/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010151/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010148/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010149/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010151/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010151/
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Noch im vorläufigen Insolvenzverfahren hatte der Kläger Umsatzsteuerzahlungen 
der GmbH angefochten, die vom Finanzamt daraufhin erstattet wurden. 

Diese Umsatzsteueransprüche setzte das Finanzamt daraufhin als 
Masseverbindlichkeit fest. Zugleich meldete das Finanzamt die 
streitgegenständliche Forderung auch als Insolvenzforderung an, da es sich über 
deren insolvenzrechtliche Qualifizierung nicht sicher war. 

Die vom Kläger vertretene Auffassung, dass es sich nicht um 
Masseverbindlichkeiten handele, blieb im Einspruchsverfahren ohne Erfolg. 

Der hiergegen gerichteten Klage gab das Finanzgericht Münster, unter 
Berücksichtigung des Urteils des Bundesgerichtshofs (BGH) vom 22. November 
2018 (IX ZR 167/16), statt. 

 

Entscheidung des BFH 

 

Der BFH hat sich der Entscheidung der 
Vorinstanz angeschlossen und die Revision 
als unbegründet zurückgewiesen. 

 

 

Das Finanzgericht hat zutreffend entschieden, dass der Umsatzsteueranspruch 
für einen Voranmeldungs- oder Besteuerungszeitraum, in dem der Unternehmer 
einem Eröffnungsverfahren mit vorläufiger Eigenverwaltung nach § 270a InsO 
unterliegt, weder nach § 55 Abs. 2 InsO noch nach § 55 Abs. 4 InsO eine 
Masseverbindlichkeit ist; auch eine analoge Anwendung dieser Vorschriften 
kommt nicht in Betracht. 

Es liegen keine Masseverbindlichkeiten nach § 55 Abs. 2 und Abs. 4 InsO vor. 
Nach § 55 Abs. 2 Satz 1 InsO gelten Verbindlichkeiten, die von einem vorläufigen 
Insolvenzverwalter begründet worden sind, auf den die Verfügungsbefugnis über 
das Vermögen des Schuldners übergegangen ist, nach der Eröffnung des 
Verfahrens als Masseverbindlichkeiten. Gleiches gilt gemäß § 55 Abs. 4 InsO für 
die Verbindlichkeiten des Insolvenzschuldners aus dem Steuerschuldverhältnis, 
die von einem vorläufigen Insolvenzverwalter oder vom Schuldner mit 
Zustimmung eines vorläufigen Insolvenzverwalters begründet worden sind. 

Für eine unmittelbare Anwendung von § 55 Abs. 2 und Abs. 4 InsO fehlt es im 
Streitfall bereits an der Grundvoraussetzung der Bestellung eines vorläufigen 
Insolvenzverwalters. 

Weder § 55 Abs. 2 InsO noch § 55 Abs. 4 InsO sind auf ein Eröffnungsverfahren 
mit vorläufiger Eigenverwaltung nach § 270a InsO analog anzuwenden. Der BFH 
schließt sich dabei dem vom Finanzamt angegriffenen BGH-Urteil (IX ZR 167/16) 
an. 

Die auf vorläufige Insolvenzverwalter beschränkte Anwendung von § 55 Abs. 4 
InsO unter Ausschluss der vorläufigen Eigenverwaltung führt entgegen der 

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&az=IX%20ZR%20167/16&nr=90221
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ZUM URTEIL 

Auffassung des Finanzamts auch nicht zum Vorliegen einer Beihilfe i.S. des 
Unionsrechts. 

 
Fundstelle 

BFH, Beschluss vom 7. Mai 2020 (V R 14/19), veröffentlicht am 30. Juli 2020. 

 

 

EuGH Vorlage zur Auslegung des Begriffs der Lieferkette in 
Missbrauchsfällen 

Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg hat dem Europäischen Gerichtshof Fragen 
zur Auslegung des Begriffs „Lieferkette” im Zusammenhang mit der Versagung 
des Vorsteuerabzugs in Missbrauchsfällen vorgelegt. Fraglich ist, ob die 
Versagung des Vorsteuerabzugs aufgrund des Umstands, dass die Klägerin von 
den Umsatzsteuerhinterziehungen auf einer vorhergehenden Umsatzstufe hätte 
Kenntnis haben müssen, gerechtfertigt ist. 
 
Sachverhalt 

Die Klägerin betrieb einen Getränkegroßhandel. In ihren 
Umsatzsteuererklärungen für die Streitjahre 2009 und 2010 machte sie u.a. 
Vorsteuern aus Rechnungen der P-GmbH geltend. Die in den Rechnungen 
aufgeführten Getränkelieferungen wurden von der P-GmbH tatsächlich an die 
Klägerin erbracht. Weder die Klägerin noch die P-GmbH haben im Rahmen ihrer 
Umsatzbeziehung eine Steuerhinterziehung begangen. Die P-GmbH hat jedoch 
die an die Klägerin gelieferten Getränke unter Begehung mehrerer 
Umsatzsteuerhinterziehungen unter Beteiligung des Ehemanns der Klägerin 
bezogen. Ein Mitarbeiter der P-GmbH hatte Scheinrechnungen über den 
Wareneinkauf erstellt und die P-GmbH machte aus diesen zu Unrecht den 
Vorsteuerabzug geltend. Das Finanzamt versagte auch bei der Klägerin den 
Vorsteuerabzug, soweit Vorsteuerbeträge auf Eingangsleistungen der P-GmbH 
entfielen. Begründung: Die Klägerin sei mit ihrem Unternehmen Teil einer 
Lieferkette gewesen sei, in der Umsatzsteuerhinterziehungen begangen worden 
seien. 

 

Entscheidung des Finanzgerichts 

 
Nach unionsrechtlichen Grundsätzen, so dass Finanzgericht, käme eine 
Versagung des Vorsteuerabzugs bezogen auf das Ausgangsverfahren nur dann 
in Betracht, wenn die streitigen Umsätze Teil einer Lieferkette waren, innerhalb 
derer eine Steuerhinterziehung stattgefunden hat. Da nach Meinung des 
Finanzgerichts der vom EuGH verwendete Begriff „Lieferkette“ von diesem – 
soweit ersichtlich – bislang nicht näher definiert worden ist, wird die folgende 
Vorlagefrage den Europarichtern zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

Sind die Art. 167 , 168 Buchst. a MwStSystRL dahingehend auszulegen, dass sie 
einer nationalen Rechtsanwendung entgegen stehen, nach der ein 
Vorsteuerabzug auch dann zu versagen ist, wenn auf einer vorhergehenden 
Umsatzstufe eine Umsatzsteuerhinterziehung begangen wurde und der 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010146/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010146/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010146/
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Steuerpflichtige hiervon Kenntnis hatte oder hätte haben müssen, er mit dem an 
ihn erbrachten Umsatz aber weder an der Steuerhinterziehung beteiligt noch in 
diese einbezogen war und die begangene Steuerhinterziehung auch nicht 
gefördert oder begünstigt hat? 

Unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des EuGH spreche summarisch 
vieles dafür, so das Finanzgericht in seiner ausführlichen Analyse (Rz. 20ff des 
Volagebeschlusses), dass eine bloße Bösgläubigkeit des Steuerpflichtigen 
hinsichtlich einer auf einer vorhergehenden Umsatzstufe begangenen 
Steuerhinterziehung ohne aktives Fördern oder Begünstigen nicht ausreichend 
sein dürfte. Dass eine Anwendung der Vorsteuerversagung im Streitfall 
unzutreffend sein dürfte, könnte nach Ansicht Finanzrichter schließlich auch durch 
die ständige Rechtsprechung des EuGH belegt sein, wonach umsatzsteuerlich 
nicht zwischen „erlaubten“ und „unerlaubten“ Umsätzen zu differenzieren ist. Ob 
ein Umsatz rechtlich missbilligt wird, ist für dessen Umsatzbesteuerung irrelevant, 
da der Grundsatz der mehrwertsteuerlichen Neutralität eine Erfassung sämtlicher 
Umsätze erfordert. 

 

Fundstelle 

Finanzgericht Berlin-Brandenburg, Vorlagebeschluss vom 5. Februar 2020 (5 K 5311/16); das 

Verfahren wird beim EuGH unter der Rechtssache C-108/20, Finanzamt Wilmersdorf geführt. 

 

Keine Steuerermäßigungen nach § 35a EStG bei Anwendung des 
gesonderten Steuertarifs für Einkünfte aus Kapitalvermögen 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass die gemäß § 32d Abs. 3 und 4 
EStG veranlagte und dem gesonderten Tarif für Einkünfte aus Kapitalvermögen 
unterliegende Einkommensteuer nicht nach § 35a EStG ermäßigt werden kann. 
 
Sachverhalt 

Streitig ist, ob Steuerermäßigungen gemäß § 35a Einkommensteuergesetz 
(EStG) die Steuer, welche sich aus der Anwendung des gesonderten Steuertarifs 
für Einkünfte aus Kapitalvermögen nach § 32d Abs. 1, 3 und 4 EStG ergibt, 
mindern. 

Die Klägerin erzielte im Streitjahr (2014) Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, 
aus Gewerbebetrieb, aus Vermietung und Verpachtung sowie sonstige Einkünfte. 
Die Summe der Einkünfte sowie das zu versteuernde Einkommen waren negativ. 
Daneben erzielte die Klägerin (positive) Einkünfte aus Kapitalvermögen. Ein Teil 
dieser Einkünfte unterlag dem Kapitalertragsteuerabzug gemäß § 43 EStG. Im 
Übrigen sind sie gemäß § 32d Abs. 3 EStG in die Einkommensteuerfestsetzung 
der Klägerin mit dem gesonderten Steuertarif gemäß § 32d Abs. 1 EStG 
eingegangen. 

In ihrer Steuererklärung für das Streitjahr machte die Klägerin zudem 
Aufwendungen für sozialversicherungspflichtige Beschäftigungen im 
Privathaushalt in Höhe von 25.379 €, für haushaltsnahe Dienstleistungen in Höhe 
von 424 € und für Handwerkerleistungen in Höhe von 6.482 € geltend. Zudem 
beantragte sie die Günstigerprüfung für sämtliche Kapitalerträge sowie eine 
Überprüfung des Steuereinbehalts für bestimmte Kapitalerträge. 



7 

 

Das Finanzamt veranlagte die Klägerin ohne Berücksichtigung von 
Steuerermäßigungen gemäß § 35a EStG zur Einkommensteuer. In den 
Erläuterungen des Bescheids teilte er der Klägerin mit, die Günstigerprüfung habe 
ergeben, dass die Besteuerung nach dem allgemeinen Tarif nicht günstiger sei. 

Die Klägerin vertrat die Auffassung, dass ihr nach § 35a EStG ein 
Ermäßigungsbetrag in Höhe von 5.200 € zustehe. Bei der Berechnung der 
festzusetzenden Einkommensteuer sei dieser Betrag im Wege der Kürzung zu 
berücksichtigen. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Hamburg blieb ohne Erfolg. 

 

Entscheidung des BFH 

 

 

Der BFH hat sich in der Sache selbst der 
Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen 
und die Klage abgewiesen. 

 

 
Die Klägerin kann die Steuerermäßigung nach § 35a EStG nicht beanspruchen. 
Zwar hat sie Aufwendungen für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse, 
haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerkerleistungen getätigt. Gleichwohl 
kommt eine Ermäßigung der tariflichen Einkommensteuer vorliegend nicht in 
Betracht. 

Entgegen der Auffassung der Klägerin ist die gemäß § 32d Abs. 3 und 4 EStG 
„veranlagte“ und dem gesonderten Tarif für Einkünfte aus Kapitalvermögen 
gemäß § 32d Abs. 1 EStG unterliegende Einkommensteuer nicht (Bestand-)Teil 
der tariflichen Einkommensteuer. 

Vielmehr ist diese um die Einkommensteuer auf Kapitalerträge gemäß § 32d 
EStG zu erhöhen (§ 32d Abs. 3 Satz 2 EStG). Dem entspricht die Ermittlung der 
festzusetzenden Einkommensteuer in § 2 Abs. 6 EStG. 

Danach ist die tarifliche Einkommensteuer u.a. um Steuerermäßigungen zu 
vermindern und um die Steuer nach § 32d Abs. 3 und 4 EStG zu vermehren. 

Daraus wird deutlich, dass die auf die Einkünfte aus Kapitalvermögen entfallende, 
gesondert zu ermittelnde Steuer nicht der tariflichen Einkommensteuer zugehört, 
sondern lediglich eine Maßgröße für die Ermittlung der festzusetzenden 
Einkommensteuer ist. 

In die Besteuerung nach dem allgemeinen Tarif und damit in die tarifliche 
Einkommensteuer gehen Einkünfte aus Kapitalvermögen nur im Rahmen der 
sogenannten Günstigerprüfung ein (§ 32d Abs. 6 EStG). 
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ZUM URTEIL 

E-MAIL SENDEN 

 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

ZUM SEMINAR 

 
Fundstelle 

BFH, Beschluss vom 28. April 2020 (VI R 54/17), veröffentlicht am 30. Juli 2020. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

Terminplaner 
 

Transfer Pricing meets Data & Analytics 

14.09., Webinar 

 

 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

 
 

 
 

 
 
 
 
   
    

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010147/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010147/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010147/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010147/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010147/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010147/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010147/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010147/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010147/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html


9 

 

ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 
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